
Von Daniel Friedrich Sturm

Berlin - Es war beileibe keine Lie-
besheirat. Es war vielmehr eine
Zweckehe, als sich die bis dato ei-
genständigen Länder Württem-
berg-Baden, Württemberg-Hohen-
zollern und Baden zusammen-
schlössen - und im Jahre 1952 den
Südweststaat bildeten. Der damali-
ge Bundespräsident Theodor
Heuss, ein Schwabe, würdigte Ba-
den-Württemberg als „Modell
deutscher Möglichkeiten". Heute
lieben sich Schwaben, Badener und
Kurpfälzer noch immer nicht - am
Erfolg ihres gemeinsamen Binde-
strichlandes aber zweifelt kaum je-
mand mehr. Der Ruf nach einem ei-
genständigen (Süd-) Baden etwa
gilt heute allenfalls als Folklore.

Sollte es über ein halbes Jahrhun-
dert später noch einmal zu einem
solchen Kraftakt kommen? Ist die
Krise der öffentlichen Haushalte
Anlass, eine immer wieder gefor-
derte Reform der bundesstaatli-
chen Ordnung anzugehen? Vertre-
ter von CDU und Grünen jedenfalls
begrüßen einen Vorstoß aus Rei-
hen der SPD zur Neugliederung
der Bundesländer. Der CDU-Wirt-
schaftspolitiker Thomas Bareiß
würdigte die entsprechende Initia-
tive seines Bundestagskollegen
Garreit Duin (SPD) als „vollkom-
men richtig". Duin hatte kürzlich
gesagt, auf Dauer sei maximal die
Hälfte der derzeit 16 Länder überle-
bensfähig. Es gelte daher, deren
Zahl deutlich zu reduzieren.

Bareiß sprach sich für eine
grundlegende Reform der bundes-
staatlichen Ordnung aus. „Wir soll-
ten jetzt mutig sein und seine gro-
ße Reform des Föderalismus anpa-
cken", sagte der CDU-Bundestags-
abgeordnete der WELT. Er verlangt
eine generelle Neuordnung der
Länder, wie sie in den vergangenen
Jahren und Jahrzehnten immer
wieder vorgeschlagen worden ist.
„Wir müssen die Zahl der Bundes-

länder reduzieren. Nur mit weniger
und stärkeren Ländern können wir
den Föderalismus retten", sagte Ba-
reiß. Er plädierte für eine Ände-
rung des Grundgesetzes, um eine
Fusion von Ländern zu vereinfa-
chen. „Wir benötigen einen neuen
Ansatz, um das Ziel einer Länder-
Neugliederung zu erreichen. Nur
mit einer Volksabstimmung in ganz
Deutschland können wir den Parti-
kularinteressen einzelner, weniger
Länder begegnen", so Bareiß.

Bislang sieht das Grundgesetz ei-
nen Volksentscheid in den von ei-
ner Fusion betroffenen Ländern
vor. „Maßnahmen zur Neugliede-
rung des Bundesgebietes ergehen
durch Bundesgesetz, das der Bestä-
tigung durch Volksentscheid be-
darf", heißt es im Artikel 29 der
Verfassung.

Die grüne Wirtschaftsexpertin
Christine Scheel sprach sich eben-
falls dafür aus, die Zahl der Bun-
desländer zu reduzieren. „Überfäl-
lig" nannte sie einen solchen
Schritt. „Es wäre natürlich wün-
schenswert, wenn alle Partelen un-
ter der Bevölkerung für die Zusam-
menlegung ihrer Bundesländern
werben", sagte Scheel der WELT:
„Letztlich würden alle von dieser
föderalen Strukturreform profitie-
ren. Gegen den Willen der Bevölke-
rung ist eine Strukturreform je-
doch nicht durchsetzbar." Scheel
schlug zunächst engere Koopera-
tionen zwischen den Ländern vor.
„Ein erster Schritt wäre, dass sich
die Stadtstaaten mit ihrem Umland
zu einer föderalen Einheit verbin-
den", sagte die Grünen-Politikerin:
„Länder wie Berlin und Branden-
burg oder Hamburg und Schleswig
Holstein haben zusammen eine
bessere Zukunftsperspektive als

getrennt."
Erfahrene Haushaltspolitiker der

Union wünschen sich zwar eine
Fusion von Bundesländern lieber
heute als morgen, sehen dafür in-
des nur begrenzte politische

Möglichkeiten. „Wenig aus-
sichtsreich" sei eine solche Initia-
tive, sagte Herbert Frankenhauser
(CSU), der stellvertretende Vor-
sitzende des Bundestagshaus-
haltsausschusses, der WELT. Er
sehe etwa in Bremen „keine An-
zeichen zu einer solchen Be-
reitschaft". Die im Grundgesetz
vorgesehenen Volksentscheide
machten eine Neuordnung des

Bundesgebietes zu einem

„ganz, ganz schwierigen Un-
terfangen".

Norbert Barthle, der
haushaltspolitische Spre-
cher der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, spricht
sich für deutlich weniger
Länder aus und hofft auf
ein Einsehen in den Landes-
hauptstädten. „Natürlich wür-
den acht Länder vollkommen genü-
gen", sagte Barthle der WELT. Dies
umzusetzen sei jedoch schwierig:
„Das kann nun einmal niemand
verordnen." Barthle zitiert
in diesem Kontext einen
Satz von Finanzminister
Wolfgang Schäuble
(CDU): „Man soll die
Frösche nicht mit dem
Abpumpen des Sees be-
auftragen." Der CDU-
Haushaltspolitiker setzt bei
alldem auf die Wirkung der Schul-
denbremse, welche im Grundge-
setz verankert ist. „Ab 2016 dürfen
die Länder keine Schulden mehr
machen. Das setzt ihre Haushalte
unter einen besonderen Druck. Ich
erhoffe mir daher aus der Wirkung
der Schuldenbremse einen neuen
Drive für diese Debatte."

Barthle wie auch sein Kollege
Bareiß stammen aus dem Binde-
strichland Baden-Württemberg,
wo - vor der Fusion 1952 - über Jah-
re hinweg vor „schwäbischem Im-
perialismus" gewarnt und eine sys-
tematische Vernachlässigung Ba-
dens befürchtet wurde. „Das Bei-
spiel Baden-Württembergs zeigt,
dass Länderfusionen funktio-
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nieren", sagt Ba-
reiß: „Man darf
auf dem Weg da-
hin nur keinen
Konflikt scheuen."
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